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Bezug: Kleine Anfrage 11 der Fraktion der SPD - Drucksache 129 - 


Die Frage der Wirkungen, die eine Abgabe 
der Erklärungen gemäß Artikel 25 und 46 
der Konvention zum Schutze der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten auf das deutsche 
Rechtssystem haben würde, war im Zeitpunkt 
der Niederlegung der Ratifikationsurkunde 
(5. Dezember 1952) in den beteiligten Res- 
sorts noch nicht abschließend geprüft. Die 
Abgabe der beiden Erklärungen, zu der die 
Bundesregierung durch Absatz 2 und 3 des 
Artikel II des Gesetzes über die Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grund- 
freiheiten vom 7. August 1952 ermächtigt 
worden war, wurde daher zunächst zurück- 
gestellt, um die beschleunigte Ratifikation der 
Konvention nicht zu verzögern. 

Inzwischen ist nach der Ratifikation durch 
: zehn Mitgliedstaaten die Europäische Men- 
; schenrechtskonvention am 3. September 1953 
; in Kraft getreten. Die Europäische Kommis- 
: sion für Menschenrechte kann aber erst dann 
durch Privatpersonen angerufen werden, wenn 
sqdas Staaten die Erklärung gemäß Artikel 25 
abgegeben haben. Bis heute ist dies erst sei- 
tens dreier Staaten (Schweden, Irland und 
^Däncmark, von Dänemark unter Befristung 


auf 2 Jahre) geschehen. Der Europäische Ge- 
richtshof für Menschenrechte wird erst nach 
Abgabe der Erklärung gemäß Artikel 46 durch 
acht Staaten konstituiert. Bis heute liegen 
erst zwei solcher Erklärungen (Irland und 
Dänemark, von Dänemark unter Befristung 
auf 2 Jahre) vor. 

Die große Mehrheit der Mitglicdregierungen 
des Europarats hat also, wohl in Anbetracht 
der Neuartigkeit des ganzen Verfahrens, bis- 
her noch keine Beitrittserklärung zu den 
Fakultativ klausein der Menschenrechtskon- 
vention abgegeben. Da mithin politisch noch 
keine Eile geboten ist, andererseits die Frage 
des Verhältnisses der Gerichtsbarkeit der 
Menschenrechtskonvention zur Gerichtsbarkeit 
der geplanten europäischen Gemeinschaft noch 
einer sehr gründlichen Klärung bedarf, scheint 
es zweckmäßig, zunächst die grundsätzliche 
Prüfung der mit der europäischen Gerichts- 
barkeit zusammenhängenden Fragen durch- 
zuführen und bis dahin die Abgabe der 
deutschen Beitrittserklärungen zurückzustellen. 
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